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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Freitag, 12. September, 12 Uhr, Landwehrstraße 61
Zur Grundsteinlegung des Immobilienprojekts „landN“ sprechen Dr. Chris-
tian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft, und Professor Dr. Matthias 
Ottmann, Geschäftsführer der Urban Progress GmbH, Grußworte. Mit der 
Revitalisierung des historischen Gebäudes entsteht ein Netzwerkhaus, das  
ein wegweisendes Bürokonzept in zentraler Lage unweit des Hauptbahn-
hofs umsetzt.

Sonntag, 14. September, 12 Uhr, Marienplatz, Fischbrunnen
Oberbürgermeister Dieter Reiter spricht ein Grußwort zum traditionellen 
„Metzgersprung“, den die Metzger-Innung München alle drei Jahre an-
lässlich der Freisprechung der Lehrlinge feiert. Der Festzug zum Metzger- 
sprung führt von der Pfarrkirche St. Peter zum Fischbrunnen.

Montag, 15. September, 18 Uhr, Reichenbachstraße 27
Oberbürgermeister Dieter Reiter spricht ein Grußwort anlässlich der Wie-
derherstellung der Synagoge in der Reichenbachstraße. 

Dienstag, 16. September, 17 Uhr, Stiftsbogen 74
Bürgermeisterin Dietl spricht ein Grußwort zur Einweihung des neuen Mit-
telbaus der Seniorenresidenz (Augustinum) Neufriedenheim.

Dienstag, 16. September, 18.30 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
Oberbürgermeister Dieter Reiter spricht ein Grußwort im Rahmen der Frei-
sprechungsfeier der Maler und Lackierer Innung Region München.

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag , 18. September, 19.15 Uhr, Pfarrsaal der Katholischen 
Pfarrgemeinde Christus Erlöser (St. Stephan), Lüdersstraße 12 (Zu-
gang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 16 (Ramersdorf-Perlach).



Rathaus Umschau
11.9.2025, Seite 3

Donnerstag, 18. September, 19.30 Uhr, Mensa Grundschule/Mittel-
schule Schrobenhausener Straße 17 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 25 (Laim). Zu Beginn der Sitzung findet 
eine Bürgersprechstunde statt.

Meldungen

Stellungnahme der Landeshauptstadt München und der Münchner 
Philharmoniker zur Konzertabsage in Gent
(10.9.2025 – teilweise voraus) ) Das Flanders Festival Ghent hat die 
Münchner Philharmoniker auf Druck von Aktivistengruppen und der belgi-
schen Politik vom geplanten Konzert am 18. September ausgeladen. Be-
gründet wurde die Ausladung damit, dass der in Tel Aviv geborene Lahav 
Shani auch Musikdirektor des Israel Philharmonic Orchestra ist. 
Die Verantwortlichen der Landeshauptstadt München und der Münchner 
Philharmoniker sind entsetzt darüber: „Lahav Shani tritt in seinem ganzen 
Wirken als Musiker und Mensch für Verständigung, Humanismus und Di-
alog ein. Israelische Künstlerinnen und Künstler unter Generalverdacht zu 
stellen und kollektiv zu bestrafen, lehnen wir entschieden ab. Menschen 
aufgrund ihrer Herkunft oder religiösen Zugehörigkeit von der Bühne, dem 
Konzertsaal oder anderen öffentlichen Orten zu verbannen, ist ein Angriff 
auf wesentliche europäische und demokratische Werte.“
Dazu der Intendant der Münchner Philharmoniker, Florian Wiegand:
„Wir, die Münchner Philharmoniker und ich, sind fassungslos darüber, dass 
ein Festival in Belgien, im Herzen Europas, dem Land des Hauptsitzes der 
Europäischen Union, eine solch unvorstellbare Entscheidung trifft.“ 
Der Kulturreferent der Landeshauptstadt München, Marek Wiechers:
„Unser designierter Chefdirigent Lahav Shani steht mit seinem integrati-
ven Wirken und seiner Haltung wie kaum ein anderer für Menschlichkeit, 
Versöhnung und Verständigung.“
Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München, Dieter Reiter:
„Die Münchner Philharmoniker stehen als Kulturbotschafter der Landes-
hauptstadt München für Offenheit, Vielfalt und Dialog – ganz egal ob zu 
Hause in München oder auf ihren Reisen in die Konzertsäle Europas und 
der Welt. Ich kann die Entscheidung des Veranstalters in keiner Weise 
nachvollziehen. Die Stadt München und ich persönlich stehen klar an der 
Seite der Münchner Philharmoniker und an der Seite ihres künftigen Chef-
dirigenten Lahav Shani.“
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Bürgermeisterin Dietl präsentiert Münchner Olympiabewerbungskon-
zept im Sportausschuss des Bundestags
(11.9.2025) Bürgermeisterin Verena Dietl hat gestern in Berlin vor dem 
Sportausschuss des Deutschen Bundestages die Konzeption Münchens 
für die Bewerbung um Olympische und Paralympische Spiele vorgestellt. 
Sie betonte, dass sie gemeinsam mit Oberbürgermeister Dieter Reiter so-
wie der großen Mehrheit im Münchner Stadtrat voll hinter dem Projekt von 
Sportdeutschland steht, das Olympische Feuer endlich wieder in Deutsch-
land zu entzünden.
Bürgermeisterin Dietl: „Sport ist so viel mehr als nur Bewegung – ich wün-
sche mir, dass eine erfolgreiche Deutsche Olympiabewerbung überall zu 
einer Aufbruchstimmung führt, nicht nur im Breiten- und Spitzensport.“
Dietl machte deutlich, dass der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) 
als nationaler Dachverband mit München die besten Chancen hätte, sich 
gegen andere Metropolen von Weltrang durchzusetzen. „München hat in-
ternational Strahlkraft, München ist die kraftvollste deutsche Städte-Marke, 
München ist überall auf der Welt bekannt und beliebt.“
Die Anhörung im Sportausschuss ist unter folgendem Link abrufbar: ht-
tps://www.bundestag.de/ausschuesse/sport_und_ehrenamt/anhoerun-
gen/1097390-1097390. Bei Minute 50:40 beginnt die Münchner Präsenta-
tion. 
Weitere Infos finden sich auch auf den Social Media Kanälen der Bürger-
meisterin. 
Wer sich vor dem Bürgerentscheid am 26. Oktober noch über die Olym-
piabewerbung informieren möchte, kann dies unter www.olympiabewer-
bung-muenchen.de tun.

Bitkom Smart City Index 2025: München bleibt Spitzenreiter
(11.9.2025) Der Smart City Index des Digitalverbands Bitkom gilt als wich-
tigstes Digitalranking deutscher Großstädte. Bereits zum siebten Mal wur-
den Städte mit über 100.000 Einwohner*innen in verschiedenen Katego-
rien – Verwaltung, IT und Kommunikation, Energie und Umwelt, Mobilität 
sowie Gesellschaft und Bildung – miteinander verglichen. Er setzt sich aus 
37 Indikatoren zusammen, die aus 163 Parametern gebildet werden. Zum 
dritten Mal in Folge belegt die Landeshauptstadt den ersten Platz – und 
bestätigt sich erfolgreich als führende Smart City in Deutschland.
„Ob virtuelle Nachbildung unseres Stadtraums, ein neuer Stadtentwick-
lungsplan oder moderne Formen der Bürgerbeteiligung – Digitalisierung 
und Vernetzung prägen heute viele Bereiche der Stadtverwaltung und trei-
ben München auf dem Weg zur Smart City sichtbar voran. Herzstück ist 
das Integrierte Smart City Handlungsprogramm (ISCH), das wir im Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung federführend koordinieren und an dem 

https://www.bundestag.de/ausschuesse/sport_und_ehrenamt/anhoerungen/1097390-1097390 
https://www.bundestag.de/ausschuesse/sport_und_ehrenamt/anhoerungen/1097390-1097390 
https://www.bundestag.de/ausschuesse/sport_und_ehrenamt/anhoerungen/1097390-1097390 
http://www.olympiabewerbung-muenchen.de
http://www.olympiabewerbung-muenchen.de
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zahlreiche Referate mitwirken. Dass München im Smart City Index erneut 
den Spitzenplatz belegt, bestätigt, dass unsere Stadt sich digital, innovativ 
und lebendig weiterentwickelt“, so Stadtbaurätin Elisabeth Merk.
IT-Referentin Dr. Laura Dornheim: „Zum dritten Mal auf Platz eins – das 
ist grandios! Dass wir wieder ganz oben stehen, ist nur möglich, weil hier 
sehr viele Menschen intensiv und mit Herzblut daran arbeiten, unsere 
Stadt noch lebenswerter und zukunftsfähiger zu machen. Besonders freut 
mich die hohen Punktzahlen im Bereich der Verwaltungsdigitalisierung. Ob 
mit digitalen Bürgerservices, WLAN in den Schulen oder zukunftsweisen-
den Vernetzungen: Mein herzlicher Dank gilt all den smarten Mitarbeiten-
den, die gemeinsam die Digitalisierung vorantreiben!“ 
Das Ranking ist als interaktive Online-Karte unter www.smart-city-index.de 
verfügbar.
Erst vergangene Woche wurde das Smart City Ranking 2025 der Bera-
tungsfirma Haselhorst Associates Consulting veröffentlicht, bei dem Mün-
chen ebenfalls zum dritten Mal in Folge auf Platz 1 steht.

Bauzentrum für sein Engagement in der Energiewende ausgezeichnet
(11.9.2025) Das Bauzentrum München des Referats für Klima- und Um-
weltschutz ist gestern vom Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie als „Unterstützer im Team Energiewende 
Bayern“ benannt worden. Damit honoriert das Ministerium die wichtige 
Rolle des Bauzentrums München als Multiplikator für Energiethemen. Das 
Bauzentrum ist das Informations- und Beratungszentrum der Landeshaupt-
stadt München zu den Themen nachhaltiges Wohnen, Sanieren und Bauen. 
Es bietet Bürger*innen und Fachleuten vielfältige Veranstaltungen sowie 
umfassende Informationen und Beratung.
Boris Schwartz, Vertreter der Referentin für Klima- und Umweltschutz: 
„Mehr als ein Drittel des gesamten Energieverbrauchs geht auf das Konto 
von Gebäuden. Für die Energiewende brauchen wir also dringend klima-
neutrale Gebäude. Das Bauzentrum München leistet mit seinem Fokus 
auf nachhaltiges Wohnen, Sanieren und Bauen einen wichtigen Beitrag 
zur Klimaneutralität für München. Mit seinen Veranstaltungen und Bera-
tungen gibt es den Münchner*innen Orientierung und motiviert sie – sei 
es bei der Installation von Solaranlagen, der Entscheidung für die jeweils 
geeignete nachhaltige Heiztechnik oder der energetischen Sanierung äl-
terer Gebäude. Ich freue mich sehr, dass das Label ‚Unterstützer im Team 
Energiewende Bayern‘ die Vorreiterrolle des Bauzentrums München in der 
Energiewende weiter stärkt und seine vielfältigen Veranstaltungs- und Be-
ratungsangebote mehr Menschen zugänglich macht.“  
Mehr Infos zum Bauzentrum München unter muenchen.de/bauzentrum.
Hinweis: Nächster Infotag im Bauzentrum München

http://www.smart-city-index.de 
http://muenchen.de/bauzentrum
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Am 24. Oktober veranstaltet das Bauzentrum München einen Infotag rund 
um das Thema „Mehrfamilienhäuser – fit für die Zukunft!“. Ein abwechs-
lungsreiches Vortragsprogramm und Infostationen bieten insbesondere für 
Eigentümer*innen, Mieter*innen und Hausverwaltungen Wissenswertes 
rund um Energieeffizienz, Heizungstausch, Balkonkraftwerke und Förder-
möglichkeiten.  
Über das Team Energiewende Bayern
Die Initiative „Team Energiewende Bayern“ wurde im Jahr 2020 vom Bay-
erischen Wirtschaftsministerium gegründet. Sie steht für eine Orientie-
rungshilfe in der Energiewende. Projekte, Aktionen und Beteiligte im Team 
Energiewende Bayern sollen zum Mitmachen motivieren. Das Team Ener-
giewende Bayern stellt ein Netzwerk an Berater*innen bereit, das bei der 
Umsetzung eigener Energieprojekte unterstützt.

Klimaanpassung und Schwammstadt: Exkursion in Freiham
(11.09.2025) Eine Stadt, die nach dem Schwammstadtprinzip aufgebaut ist, 
speichert Regenwasser, anstatt es schnell in die Kanalisation abzuleiten. 
Dadurch schützt sie vor den Folgen von Starkregenereignissen, durch die 
Verdunstungskälte aber auch vor Hitze. Wichtige Elemente sind Grünflä-
chen, begrünte Dächer und Fassaden, wasserdurchlässige Oberflächen, 
Teiche und Mulden. 
Eine Exkursion des Referats für Klima- und Umweltschutz und der Münch-
ner Stadtentwässerung am Donnerstag, 18. September, von circa 17 bis 
19 Uhr, zeigt, wie Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel im 
Sinne der Schwammstadt im „Neubauquartier“ Freiham umgesetzt 
wurden.  Start- und Treffpunkt ist an der Kreuzung Aubinger Allee und 
Otto-Meitin-ger-Straße. Endpunkt: Platz am Hans-Clarin-Weg. Die 
Streckenlänge be-trägt rund 1,5 Kilometer.
Anhand anschaulicher Beispiele erfahren die Teilnehmer*innen, wie die 
klimaresiliente Gestaltung in Freiham gelingen konnte und welche Her-
ausforderungen damit verbunden sind. Zudem wird erläutert, wie „grüne“ 
und „blaue“ Maßnahmen im Rahmen der sich verändernden klimatischen 
Bedingungen eine positive Wirkung entfalten. Die Runde macht deutlich, 
dass Räume mit mehreren Funktionen und smarte Mehrfachnutzungen 
von Grünflächen viele Vorteile bieten – für die Gesellschaft, fürs Mikroklima 
und für die Ökologie. 
Was Teilnehmer*innen von der Exkursion mitnehmen: 
- Konkrete Vorstellungen von Klimaanpassungsmaßnahmen im privaten

und öffentlichen Raum
- Einblicke in die klimaresiliente und städtebauliche Gestaltung des ersten

Realisierungsabschnitts in Freiham
- Austausch mit Gleichgesinnten
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	- Kleine Erkundung mit großem Impact – fürs eigene Wohnumfeld und das 
Stadtklima

Die Veranstaltung richtet sich insbesondere an Bürger*innen aus Freiham 
und Interessierte aus der näheren Umgebung
Die Zahl der Teilnehmer*innen ist auf maximal 15 Personen beschränkt. 
Eine Anmeldung ist daher erforderlich unter:
https://veranstaltungen.muenchen.de/rku/veranstaltungen/exkursi-
on-schwammstadt/

„Das Erbe von Elisabeth Braun“ – Gespräch in der Monacensia
(11.9.2025) Am Dienstag, 16. September, um 19 Uhr findet im Forum Ate-
lier der Monacensia im Hildebrandhaus, Maria-Theresia-Straße 23, ein Ge-
spräch mit dem Titel „Das Erbe von Elisabeth Braun“ statt. Der Eintritt ist 
frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Elisabeth Braun entstammte einer jüdischen Münchner Familie und trat 
1920 in die Evangelisch-Lutherische Kirche ein. 1934 erwarb sie das Hilde-
brandhaus in der Maria-Theresia-Straße 23. Als Jüdin wurde sie von den 
Behörden des NS-Regimes systematisch entrechtet und beraubt. Im No-
vember 1941 wurde sie nach Kaunas verschleppt und ermordet. In ihrem 
Testament setzte sie die Evangelisch-Lutherische Landeskirche in Bayern 
als Alleinerbin ein. Ende der 1960er Jahre veräußerte die Kirche das Hilde-
brandhaus an einen Immobilienspekulanten. Der Abriss konnte in letzter 
Minute abgewendet werden. Seit 1977 ist das Hildebrandhaus Sitz der 
Monacensia.
Wie blicken die Evangelisch-Lutherische Kirche und die Monacensia heute 
auf das Erbe von Elisabeth Braun? Darüber sprechen Thomas Prieto Peral, 
Regionalbischof im Kirchenkreis Schwaben-Altbayern, und Anke Buettner, 
Leiterin der Monacensia. Die Moderation übernimmt Felicitas Friedrich.
Weitere Infos zur Monacensia unter www.muenchner-stadtbibliothek.de/
monacensia.
Achtung Redaktionen: Pressekontakt per E-Mail an monacensia.presse@
muenchen.de.

TUMBLINGER Creative Hub im Schlachthofviertel eröffnet
(11.09.2025) In der Tumblingerstraße 23 gibt es ab sofort einen neuen Cre-
ative Hub mit dem Ziel, der lokalen Kultur- und Kreativwirtschaft langfristig 
leistbare Räume zur Verfügung zu stellen und das kreative Ökosystem der 
Stadt zu stärken. Auf 620 Quadratmeter teilen sich 18 Unternehmen aus 
fast allen Teilmärkten der Kultur- und Kreativwirtschaft die modernen Ein-
zelbüros im dritten Stock. Verwaltet wird das TUMBLINGER Creative Hub 
durch die Mieter*innen in Eigenregie, unterstützt von Kreativ München. 
Die Kosten pro Quadratmeter betragen 17 Euro warm inklusive Reinigung 

https://veranstaltungen.muenchen.de/rku/veranstaltungen/exkursion-schwammstadt
https://veranstaltungen.muenchen.de/rku/veranstaltungen/exkursion-schwammstadt
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/monacensia
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/monacensia
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und der Benutzung aller Gemeinschaftseinrichtungen wie Küche, Mee-
tingräume, WLAN und Toiletten. Ausgewählt wurden die insgesamt 30 
Kreativschaffenden nach der Bewerbungsphase von einem mehrköpfigen 
Gremium. 
Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „Die Kultur- und 
Kreativwirtschaft ist gemessen an der Bruttowertschöpfung die drittgrößte 
Wirtschaftsbranche in Deutschland und ein wichtiger Impulsgeber für 
andere Branchen. Deswegen ist aus wirtschaftlicher Sicht die Etablierung 
von Creative Hubs in München wichtig. Bei der Besetzung dieses Hubs 
haben wir bewusst auf eine diversifizierte Struktur der Mieterinnen und 
Mieter geachtet, die fast alle Teilmärkte der Kultur- und Kreativwirtschaft 
abdeckt. Allen Selbständigen und Unternehmen wünsche ich gutes Ge-
lingen bei der Entwicklung ihrer Unternehmen und natürlich gute Vernet-
zung.“
Edwin Grodeke, Leiter des Kommunalreferats: „Wir freuen uns sehr, dass 
wir mit der Bereitstellung dieses zentral gelegenen Gebäudes zu attrakti-
ven Mietkonditionen die lokale Kultur- und Kreativwirtschaft unterstützen 
können. Gerade innerhalb des Rings sind die sonst häufig aufgerufenen 
Mieten für junge Unternehmen, die nicht schnell skalieren, eine große 
wirtschaftliche Herausforderung.“
Initiiert wurde das TUMBLINGER Creative Hub am Volkstheater von Kreativ 
München in Kooperation mit Märkte München.
Über Kreativ München
Kreativ München fördert die Münchner Kultur- und Kreativwirtschaft und 
ist zentrale Anlaufstelle für alle kultur- und kreativschaffenden Unterneh-
mer*innen und Selbständigen. Ziel ist es, die Rahmenbedingungen für die 
Branche in allen elf Teilmärkten entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette zu verbessern. Das Team bietet kostenfreie Beratungen bei unterneh-
merischen Herausforderungen, organisiert Qualifizierungsformate, vernetzt 
mit anderen Kreativunternehmen und Branchen, verbessert die Sichtbar-
keit der Kultur- und Kreativbranche und unterstützt Unternehmer*innen bei 
der internationalen Markterschließung und der Suche nach leistbaren Räu-
men. Mehr Infos unter kreativ-muenchen.de
Über Märkte München
Die Märkte München sind ein junges Unternehmen mit langer Tradition: 
Gegründet wurde der kommunale Eigenbetrieb, der dem Kommunalrefe-
rat zugeordnet ist, im Jahr 2007 durch den Zusammenschluss von Groß-
markthalle (gegründet 1912) und Schlachthof (gegründet 1876). Zu Märkte 
München gehören außerdem noch die vier festen Lebensmittelmärkte 
(Viktualienmarkt, Markt am Elisabethplatz, Markt am Wiener Platz und Pa-
singer Viktualienmarkt), der Blumengroßmarkt, die Gärtnerhalle und über 
40 Wochen- und Bauernmärkte.
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Achtung Redaktionen: Bildmaterial von der Eröffnung des TUMBLINGER 
Creative Hubs kann hier heruntergeladen werden (Credit: LHM / Alexander 
von Spreti): https://dap.muenchen.de/index.php/s/IxbC6i1xfGV5q5s

Europäischer Tag der jüdischen Kultur 2025 im Jüdischen Museum
(11.9.2025) Am Europäischen Tag der jüdischen Kultur, Sonntag, 14. Sep-
tember, laden verschiedene Rundgänge in der Zeit von 10 bis 18 Uhr dazu 
ein, das Jüdische Museum München und seine Ausstellungen kennen-
zulernen. Bei freiem Eintritt erfahren Besucher*innen Interessantes über 
jüdische Kultur, Religion und Geschichte.
Das Programm im Jüdischen Museum München:
	- 11 Uhr Stadtspaziergang in Bogenhausen „Die Möhlstraße. Damals und 
Heute“ (Restplätze vorhanden) 

	- 11 Uhr Kinderworkshop „Lasst uns feiern! Von jüdischen und anderen 
Festen“

	- 13.30 Uhr Kuratorinnenrundgang „Die Dritte Generation. Der Holocaust 
im familiären Gedächtnis“

	- 15 Uhr Rundgang „Das Jüdische Museum München. Unser Haus“
Details zum Programm und Anmeldung unter: 
https://www.juedisches-museum-muenchen.de/kalender/details/europaei-
scher-tag-der-juedischen-kultur-16
Der Zugang zum Museum ist barrierefrei. Die Ausstellung „Die Dritte Ge-
neration. Der Holocaust im familiären Gedächtnis“ ist in Leichter Sprache 
verfasst.
Auch die Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern bietet 
am Europäischen Tag der jüdischen Kultur ein umfangreiches Programm 
unter https://www.ikg-m.de/26-europaeischer-tag-der-juedischen-kultur/ an.

„Puzzle der planetaren Grenzen“ in der Münchner Volkshochschule
(11.9.2025) Am Dienstag, 16. September, um 18 Uhr bietet die Offene Aka-
demie der Münchner Volkshochschule in Kooperation mit Climate Fresk 
Deutschland e.V ein interaktives Puzzle an. Klimawandel, Landnutzung, 
Biodiversität, Wasserkreislauf, Ozeanversauerung, biochemische Kreisläufe 
– die Umwelt steht vor zahlreichen Herausforderungen. Das Konzept der 
planetaren Grenzen schärft das Bewusstsein dafür, wo man sich noch im 
grünen Bereich befindet und welche Kapazitäten des Planeten bereits aus-
geschöpft sind. Spielerisch vermittelt das Puzzle die wissenschaftlichen 
Grundlagen und Zusammenhänge. In kleinen Gruppen und mit Anleitung 
werden Karten gelegt, diskutiert, die Schwarmintelligenz genutzt und ge-
meinsam Gestaltungs- und Lösungsideen entwickelt. 
Anmeldung erbeten unter http://www.mvhs.de/kurse/460-C-U311144 oder 
48006-6239. Restkarten sind vor Ort erhältlich. 

https://dap.muenchen.de/index.php/s/IxbC6i1xfGV5q5s
https://www.juedisches-museum-muenchen.de/kalender/details/europaeischer-tag-der-juedischen-kultur-16
https://www.juedisches-museum-muenchen.de/kalender/details/europaeischer-tag-der-juedischen-kultur-16
https://www.ikg-m.de/26-europaeischer-tag-der-juedischen-kultur/  
ttp://www.mvhs.de/kurse/460-C-U311144
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Planungsreferat in eigener Sache

LBK musste Baugenehmigung für Stadthäuser in der Lindenschmit-
straße 25 erteilen

(11.9.2025) Auf Anweisung des Oberbürgermeisters hat die Lokalbaukom-
mission den Vorgang Lindenschmitstraße 25 nochmals eingehend geprüft 
mit der Frage, ob eine alternative Lösung für das Bauvorhaben gefunden 
werden kann. Das Planungsreferat sieht jedoch keine Alternative zu seiner 
Entscheidung. 
Auch das Referat bedauert, dass für das Bauvorhaben alter Baumbestand 
gefällt werden muss, ist aber an die bestehende Rechtslage gebunden.
Auf Antrag des Grundeigentümers musste die Lokalbaukommission (LBK) 
im März 2025 für den rückwärtigen Bereich in der Lindenschmitstraße 25 
eine Baugenehmigung zum Neubau von drei Wohneinheiten erteilen; diese 
sind als 5-geschossige Stadthäuser in Form von Reihenhäusern geplant. 
Im Rahmen des hier vorliegenden vereinfachten Baugenehmigungsver-
fahrens wurde seitens der LBK die Übereinstimmung des geplanten 
Vorhabens mit den bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen 
Vorschriften geprüft. 
Im Baugenehmigungsverfahren prüft die Baugenehmigungsbehörde, ob 
dem beantragten Bauvorhaben öffentliches Recht entgegensteht. Ist dies 
nicht der Fall, besteht ein gesetzlicher Anspruch auf Genehmigung. 
Im vorliegenden Fall gab insbesondere die bestehende dichte Umgebungs-
bebauung den zulässigen Rahmen für eine Neubebauung vor. 
Die Einhaltung der Anforderungen an den Brandschutz erfolgt hier durch 
einen Brandschutznachweis, der von einem unabhängigen Prüfsachver-
ständigen bescheinigt wurde. Die Vorgaben des Brandschutzes sind nicht 
im Prüfungsumfang des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens 
enthalten und sind deshalb von der Bauaufsichtsbehörde nicht zu prüfen. 
Eine Vollständigkeitsprüfung des Brandschutznachweises durch die Bau-
aufsichtsbehörde sieht das Gesetz bei der Bescheinigung durch einen 
Prüfsachverständigen ebenso wenig vor wie eine Plausibilitätsprüfung des 
Brandschutznachweises.
Hinsichtlich des unter Denkmalschutz stehenden Vordergebäudes enthält 
die Baugenehmigung Auflagen, die die Einhaltung denkmalrechtlicher An-
forderungen sicherstellen.
Als Teil der Baugenehmigung wurde die baumschutzrechtliche Erlaubnis 
zur Fällung von fünf Bäumen erteilt. Die zur Fällung freigegebenen Bäume 
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können teils aufgrund der Baukörpersituierung und teils aufgrund des Vitali-
tätszustandes nicht erhalten werden.
Der Vitalitätszustand der Bäume wurde auf Grund eines Gutachtens eines 
Baumsachverständigen teilweise als stark gefährdet eingestuft.
Als Ersatz für die Baumfällungen wurden Ersatzpflanzungen festgesetzt. 
In der Baugenehmigung wurde darauf hingewiesen, dass der Artenschutz 
sowie der Fällzeitraum zu beachten sind – eine Fällung darf deshalb erst 
nach Beendigung der Vogelbrutzeit erfolgen, also ab 1. Oktober 2025.
Im Ergebnis war festzustellen, dass im vorliegen Fall ein Anspruch auf 
Genehmigung bestand – eine Verweigerung der Baugenehmigung wäre 
rechtswidrig und würde die Landeshauptstadt München dem Risko einer 
Schadensersatzforderung durch den Bauherrn aussetzen.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 11. September 2025

Mehrweggebot bei Veranstaltung auf städtischen Flächen –  Änderung 
der Hausmüllentsorgungssatzung
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, Nimet Gök-
menoglu, Anna Hanusch, Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, 
Thomas Niederbühl, Angelika Pilz-Strasser,  Florian Schönemann, Christian 
Smolka und Sibylle Stöhr (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) vom 13.8.2024

Anfrage zum Projektstand „Tegernseer Landstraße Nord“als „Nach-
hänger“ aus der Stadtsanierung Giesing
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Sabine Bär, Hans Hammer, 
Hans-Peter Mehling und Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 11.12.2024

Umgang mit Rechtsextremismus in öffentlichen Bädern
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas 
Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
16.5.2025
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Mehrweggebot bei Veranstaltung auf städtischen Flächen –  Änderung 
der Hausmüllentsorgungssatzung  
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, Nimet Gök-
menoglu, Anna Hanusch, Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, 
Thomas Niederbühl, Angelika Pilz-Strasser,  Florian Schönemann, Christian 
Smolka und Sibylle Stöhr (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) vom 13.8.2024

Antwort Kommunalreferent Edwin Grodeke:

Mit Ihrem Antrag fordern Sie die Landeshauptstadt München (LHM), Ab-
fallwirtschaftsbetrieb München (AWM), auf, die Hausmüllentsorgungssat-
zung mit dem Ziel, unnötigen Abfall bei Veranstaltungen auf städtischen 
Flächen zu vermeiden, zu ändern und das Mehrweggebot dahingehend zu 
konkretisieren, dass bereits beim Befüllen der Mehrwegbecher vor Ort aus 
Mehrwegflaschen eingeschenkt wird.

Sie begründen den Antrag damit, dass das gegenwärtige Mehrweggebot 
bei Großveranstaltungen auf städtischen Flächen trotz der derzeitigen sat-
zungsrechtlichen Regelung ins Leere laufe, da Mehrwegbecher vor Ort oft 
mit Getränken aus Einwegflaschen gefüllt würden.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag als Brief zu 
beantworten. 

Zu Ihrem Antrag vom 13.8.2024 teile ich Ihnen Folgendes mit:

1. Änderung des Abfallortsrechts
Gemäß § 4 Abs. 8 Gewerbe- und Bauabfallentsorgungssatzung dürfen bei 
Veranstaltungen, die auf Grundstücken oder in Einrichtungen der Stadt 
durchgeführt werden, Speisen und Getränke nur in pfandpflichtigen, wie-
derverwendbaren Verpackungen und Behältnissen sowie nur mit Mehr-
wegbesteck ausgegeben werden. Diese Pflicht gilt auch für Verkaufsflä-
chen, die im Eigentum der Stadt stehen.

Mit dieser vom Münchner Stadtrat im Jahre 1992 getroffenen Satzungsre-
gelung sollte dem zunehmenden Einsatz von Einwegbechern und Einweg-
geschirr bei großen Veranstaltungen, wie beispielsweise dem Oktoberfest 
oder den Christkindlmärkten, Einhalt geboten werden.

Durch das Mehrweggebot ist es insbesondere auf dem Münchner Okto-
berfest, aber auch bei den Christkindlmärkten, die auf öffentlichem Grund 
stattfinden, gelungen, die Abfallmengen nachhaltig zu reduzieren. Eine 
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Ausweitung der Mehrwegpflicht auf diejenigen Produkte, die zur Verteilung 
oder zum Ausschank kommen, war zu keinem Zeitpunkt vorgesehen.

1.1 Rechtliche Zulässigkeit eines „erweiterten Mehrweggebots“
Fraglich ist, ob die Erweiterung des Mehrweggebotes auch auf die Pro-
dukte, die vom Letztvertreiber zur Befüllung von Mehrwegbechern/Mehr-
weggebinden an den Endverbraucher verwendet werden, rechtlich zuläs-
sig ist.

Der erweiterte Umfang des Mehrweggebots müsste zum einen noch in 
der Zuständigkeit der LHM liegen und dürfte zum anderen nicht gegen 
höherrangiges Recht verstoßen. Dabei gilt insbesondere der Grundsatz, 
dass das allgemeine Recht zum Erlass von Satzungen den Gemeinden 
jedenfalls dann nicht gestattet, ohne besondere Rechtsgrundlage in Grund-
rechte ihrer Bürger*innen einzugreifen, wenn nicht spezifisch örtliche, ge-
rade nur diese Gemeinde betreffende Vorgänge geregelt werden (BayVGH 
vom 3.9.1992 – Az. 7 NB 2/92).

1.2. Fehlende Zuständigkeit der LHM für die ergänzende Regelung  		
des Mehrweggebots
Die Gemeinde kann das Mehrweggebot nur insoweit ausgestalten, soweit 
dieses die Benutzung der öffentlichen Einrichtung der Abfallentsorgung 
regelt.

Aufgrund der Befugnis, die Benutzung ihrer öffentlichen Einrichtungen 
der Abfallentsorgung zu regeln (Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 BayGO), können die 
Gemeinden Bestimmungen nur über solche Vorgänge erlassen, die im wei-
testen Sinne als Benutzung gelten können, nicht aber über das Vorfeld der 
Benutzung (BayVGH vom 22.1.1992 – 20 N 91.2850).
Die Ergänzung des Mehrweggebots auf das Verbot der Nutzung von Ein-
wegverpackungen für die angebotenen Speisen und Getränke vor der 
Ausgabe dieser an die Besucher*innen von Veranstaltungen, kann als 
eine Regelung im Vorfeld der Benutzung der Abfallentsorgungseinrichtung 
angesehen werden. Denn mit Anfall der Einwegverpackungen, welche 
im Vorfeld der Ausgabe an die Besucher*innen von den Standbetreibern, 
sog. Letztvertreibern, genutzt werden, liegt noch keine Benutzung der 
Abfallentsorgungseinrichtung vor. Die Abfallentsorgungseinrichtung wird 
benutzt, wenn Abfälle dieser überlassen werden (BayVGH vom 22.1.1992 
– 20 N 91.2850). Die mit Getränken befüllten Einwegverpackungen für den 
Ausschank/die Ausgabe in Mehrwegbechern werden jedoch nicht im Laufe 
der Veranstaltung dem öffentlich-rechtlichen Entsorger (örE) überlassen, 
sondern allenfalls nachgelagert. Zum einen befinden sich in den Verpa-
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ckungen während der Veranstaltung noch Speisen und Getränke, so dass 
von einem Produkt gesprochen werden muss, zum anderen werden die 
Abfälle erst im Anschluss der Veranstaltung dem örE überlassen. In dem 
Zeitpunkt, an dem der Letztvertreiber die leeren Verpackungen an seinem 
Stand lagert, hat der Letztvertreiber keinen Entledigungswillen (subjektiver 
Abfallbegriff nach § 3 Abs. 1 KrWG). Von einem fehlenden Entledigungs-
willen ist insbesondere dann auszugehen, wenn die Einwegverpackungen 
mit einem sog. Einwegpfand nach § 31 VerpackG belegt sind (z.B. PET-Fla-
schen für Wasser, Säfte, Limonaden etc.).

Anders ist dies bei den vom Mehrweggebot erfassten Verpackungen bei 
der Ausgabe an die Endverbraucher*innen zu sehen, welche unmittelbar 
auf dem Veranstaltungsgelände zu Abfall werden und dem örE, etwa durch 
die Nutzung von Abfalleimern, überlassen werden oder einfach auf die 
Straße geworfen werden. Die Regelung der Nutzung von Einwegverpa-
ckungen im Vorfeld, ehe diese zu Abfall werden und die Gefahr besteht, 
dass Besucher*innen von Veranstaltungen diese auf der Straße entsorgen, 
ist nicht Gegenstand der Benutzung der Abfallentsorgung (vgl. BayVGH 
vom 22.1.1992 – 20 N 91.2850).

Die fehlende Zuständigkeit der LHM für eine entsprechende Satzungsre-
gelung ergibt sich auch daraus, dass keine Benutzung der Abfallentsor-
gungseinrichtung geregelt wird, sondern der Schwerpunkt der Regelung 
mit einem Produkt-Verkaufsverbot zu vergleichen ist, welches keine Ange-
legenheit der örtlichen Gemeinschaft ist und in der Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes liegt (sog. konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes gem. Art. 72 Abs. 1 GG, Art. 74 Nr. 24 GG).

Sogenannte Produktveräußerungsverbote werden in der Regel auf Grund-
lage von EU-Verordnungen in nationales Recht umgesetzt, wie dies etwa 
bei der Einwegkunststoffverbotsverordnung zur Umsetzung von Art. 5 der 
Richtlinie (EU) 2019/904 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5.6.2019 über die Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoff-
produkte auf die Umwelt erfolgt ist.

1.3 Ergebnis der juristischen Überprüfung
Die fehlende Zuständigkeit der LHM für den Erlass eines erweiterten 
Mehrweggebots ergibt sich daraus, dass keine Benutzung der Abfallent-
sorgungseinrichtung geregelt wird, sondern der Schwerpunkt der Rege-
lung mit einem Produktverkaufsverbot zu vergleichen ist, welches keine 
Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft ist und in der Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes liegt.
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2. Vergleich mit dem Mehrweggebot in Satzungen anderer Gemein-
den
Die aktuelle Regelung des § 1 Abs. 2 der Hausmüllentsorgungssatzung ist 
in vergleichbarer Form auch in anderen Gemeinden zum Einsatz gekom-
men und findet sich so in einigen Satzungen dieser Gemeinden wieder.

Soweit andere Gemeinden ein Mehrweggebot in ihren Abfallsatzungen ge-
regelt haben, was insbesondere in Bayern seit Jahrzehnten schon der Fall 
ist, greift dieses erst bei den Verpackungen, welche an die Besucher*in-
nen von Veranstaltungen herausgegeben werden, nicht jedoch bereits 
bei den Verpackungen, in welchen die Speisen und Getränke vor Ausgabe 
gelagert werden. Die Mehrweggebote anderer Gemeinden sind somit mit 
dem bestehenden Mehrweggebot der LHM vergleichbar, gehen aber nicht 
weiter. Zum Teil sind diese sogar weniger weitreichend, da vermeintlich 
umweltfreundliche Verpackungen weiterhin genutzt werden können. Dies 
kann als Indiz dafür gewertet werden, dass eine weitergehende Regelung, 
wie bereits dargelegt, auch bei anderen Gemeinden rechtlich kritisch gese-
hen wird.

3. Alternativen zum erweiterten Mehrweggebot - Zero Waste Maßnah-
men der Landeshauptstadt München
Mit Beschluss des Stadtrats vom 27.7.2022 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 
06600) hat der Stadtrat der LHM zum einen die Umsetzung des Konzepts 
„München gegen Ressourcenverschwendung“ beschlossen und zum an-
deren, dass München Zero Waste Europe Candidate City werden soll.

Im Rahmen dieser Vorlage wurden zahlreiche Maßnahmen beschlossen, 
die zur Erreichung des Ziels „Zero Waste City“ beitragen sollen. Unter an-
derem wurde die Maßnahme EV.2 „Städtische Events konsequent an Zero 
Waste Maßstäben ausrichten“ und EV.3 „Zero Waste Standard für Events 
auf städtischen Flächen“ vom Stadtrat beschlossen und zur weiterführen-
den Bearbeitung dem Referat für Arbeit und Wirtschaft (RAW) zugewiesen.

In Umsetzung dieser vom Stadtrat beschlossenen Maßnahmen teilte das 
RAW zum Sachstand der Bearbeitung Folgendes mit:

Modellprojekt mit Corso Leopold

Vor dem Hintergrund des Klimaneutralitäts- sowie des Zero Waste Ziels der 
LHM führt das RAW seit vielen Jahren sog. Modellprojekte zum nachhalti-
gen Wirtschaften durch. Im Rahmen dieser Maßnahme begleitet das RAW 
Betriebe und Unternehmen bei einer individuellen Fragestellung im Kon-
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text Klimaschutz und Kreislaufwirtschaft. Nach Möglichkeit sollen dabei 
innovative Lösungsansätze entwickelt und erprobt werden.

Über die Projektlaufzeit von ca. einem halben Jahr erhalten die teilnehmen-
den Unternehmen individuelle und qualifizierte Beratung sowie Sparring 
und Zugang zu Expertise, Innovationsmöglichkeiten und Wissen. Die Er-
gebnisse sollen auf andere Unternehmen oder Branchen übertragen wer-
den können. Sie werden online präsentiert und sollen so zum Nachahmen 
motivieren. 

In den vergangenen Jahren wurden Modellprojekte in unterschiedlichen 
Themenfeldern abgeschlossen (bspw. Energieeffizienz, Logistik, Klimaan-
passung, Mitarbeitendenmotivation).

Für das Jahr 2024 wurde u.a. ein Modellprojekt im Bereich Veranstaltungs-
wirtschaft ausgeschrieben, für das das Straßenfestival Corso Leopold ge-
wonnen werden konnte.

Ziel des Modellprojektes mit dem Corso Leopold ist es, gemeinsam mit 
den Verantwortlichen, konkrete Umsetzungsvorschläge und Maßnahmen 
für eine nachhaltigere Gestaltung des Festivals abzuleiten. Zentraler Be-
standteil der Beratungsleistung sind die Workshops zur Entwicklung, Pla-
nung und – soweit möglich – ersten Durchführung der Nachhaltigkeitsmaß-
nahmen. Begleitend findet eine Datenerhebung zum Ist-Stand beim Corso 
Leopold statt, um aktuelle Maßnahmen sowie die Treibhausgasbilanz der 
Veranstaltung zu erheben (auf Grundlage des Festivals im September 
2024).

Schwerpunktthemen sind dabei neben der Mobilität der beteiligten Stake-
holder sowie der Erstellung einer Treibhausgasbilanz auch Materialeinsatz, 
Abfallvermeidung und Kreislaufwirtschaft.

Das Modellprojekt zahlt somit auch auf die Maßnahme EV.3 „Zero Waste 
Standard für Events auf städtischen Flächen“ ein. Das RAW ist in enger 
Abstimmung mit dem AWM, um die Expertise des AWM in die Beratung 
des Corso Leopold, die Abschlussberichterstattung und die Maßnahmen-
ableitung einfließen zu lassen.“

Wenn die vom Stadtrat beschlossenen Zero Waste Maßnahmen EV.2 
„Städtische Events konsequent an Zero Waste Maßnahmen ausrichten“ 
und EV.3 „Zero Waste Standard für Events auf städtischen Flächen“ umge-
setzt würden, könnte es gelingen, zumindest teilweise Abfälle zu vermei-
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den, indem die Veranstalter*innen bereits im Vorfeld mit Beratung durch 
die zuständigen Dienststellen der LHM entsprechende, an den Leitfäden 
der Stadt orientierte Entsorgungskonzepte auf freiwilliger Basis erstellen. 
Möglichkeiten zur Abfallvermeidung bestehen bei Veranstaltungen nicht 
nur bei der Ausgabe von Speisen und Getränken, sondern indem der Ver-
anstalter beispielsweise darauf hingewiesen wird, wiederverwendbare 
Bauteile, Dekoartikel für den Stand zu verwenden oder auf wenig nachhal-
tige Werbematerialien (sog. Streuartikel) zu verzichten.

Letztlich erweist sich das vom Stadtrat beschlossene Konzept gegen 
Ressourcenverschwendung und die sukzessive Umsetzung der einzelnen 
Maßnahmen als fachlich richtig. In diesem Rahmen werden in stadtwei-
ten, dienststellenübergreifenden Arbeitsgruppen, bestehend aus Kol-
leg*innen des RAW und des Kreisverwaltungsreferats alle Möglichkeiten 
eines möglichst abfallarmen Events erarbeitet und auf ihre Umsetzbarkeit, 
Akzeptanz, ökologische Effekte sowie Wirtschaftlichkeit überprüft, sodass 
zum einen dem Wunsch der LHM, Zero Waste City zu werden und die Ab-
fallmengen nachhaltig zu reduzieren, aber auch den Interessen der Veran-
stalter*innen hinreichend Rechnung getragen wird.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Anfrage zum Projektstand „Tegernseer Landstraße Nord“als „Nach-
hänger“ aus der Stadtsanierung Giesing
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Sabine Bär, Hans Hammer, 
Hans-Peter Mehling und Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 11.12.2024

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Oberbürgermeister Dieter Reiter hat mir Ihre Anfrage vom 11.12.2024 zu-
geleitet und das Mobilitätsreferat gebeten, Ihnen zu antworten. Die späte 
Rückmeldung bitte ich zu entschuldigen.

In Ihrer Anfrage legen Sie folgenden Sachverhalt zu Grunde:
Die Sanierung und der Umbau der Tegernseer Landstraße Nord befindet 
sich nach Kenntnis der Stadtratsfraktion CSU/Freie Wähler immer noch in 
Planung und ist ein so genannter „Nachhänger“ aus der städtebaulichen 
Sanierung von Giesing, für welche noch Fördermittel der Regierung von 
Oberbayern (ROB) bereitgehalten werden. Auch um die vorgenannten 
Fördermittel nicht verfallen zu lassen, was im Rahmen der aktuellen Haus-
haltslage nur sehr schwer nachvollziehbar wäre, haben Sie Fragen an den 
Oberbürgermeister.

Die aufgeworfenen Fragen beantworte ich wie folgt:

Frage 1:
Wie weit ist der Planungsstand zur Umsetzung der Sanierung und Neuge-
staltung der Tegernseer Landstraße Nord fortgeschritten?

Antwort:
Das Mobilitätsreferat teilt dazu Folgendes mit:
Im Rahmen der Planungen zur Sanierung und Neugestaltung der Tegern-
seer Landstraße Nord erarbeitet das Mobilitätsreferat aktuell eine Verkehrs-
raumaufteilung. Diese soll alsbald in einer Stadtratsvorlage zur Tegernseer 
Landstraße Nord behandelt werden. Aufgrund der noch notwendigen 
umfangreichen Abstimmungen mit weiteren Referaten sowie den Stadt-
werken München wird die finale Beschlusserstellung noch etwas Zeit in 
Anspruch nehmen. Wir gehen aktuell davon aus, dass die Angelegenheit 
im Laufe des nächsten Jahres erledigt werden kann, und bitten Sie bis da-
hin noch um etwas Geduld. 

Frage 2:
Bis wann werden die Fördermittel der ROB maximal noch bereitgestellt?
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Antwort:
Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung teilt dazu Folgendes mit:
„Mit dem Beschluss zur Teilaufhebung der Sanierungssatzung über die 
förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Tegernseer Landstraße/
Chiemgaustraße“, Sitzungsvorlagen Nr. 20-26/V 02530, vom 25.11.2021 
hat die Vollversammlung des Stadtrates beschlossen, dass der in Anlage 
3 zum Beschluss dargestellte Bereich (im Wesentlichen der öffentliche 
Straßenraum der Tegernseer Landstraße zwischen Kreuzung Ichostraße 
und Kreuzung St. Bonifatius-Straße) als Sanierungsgebiet „Tegernseer 
Landstraße“ weiter bestehen bleibt. Gleichzeitig wurde das Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung beauftragt, für die Durchführung der ein-
zelnen Maßnahmen die Städtebauförderungsmittel bei der Regierung von 
Oberbayern zu beantragen.

Im Beschlusstext wurde bereits dargestellt, dass keine zeitliche Perspek-
tive zur Umsetzung von Umbaumaßnahmen in der nördlichen Tegernseer 
Landstraße genannt werden kann. Dies gilt bis heute, denn die Aufwer-
tungsmaßnahmen in der Tegernseer Landstraße nördlich des Tegernseer 
Platzes können erst nach Durchführung der Aufwertung des Tegernseer 
Platzes selbst durch das Baureferat angegangen werden. Die Umbaumaß-
nahmen in der nördlichen Tegernseer Landstraße sollen jedoch durch Städ-
tebauförderungsmittel unterstützt werden, sofern die Bewilligungsstelle, 
die Regierung von Oberbayern (ROB) zustimmt.

Die Förderung von Maßnahmen durch Bund-Land-Mittel ist grundsätzlich 
abhängig von der zukünftigen Entwicklung der Mittelausstattung der Städ-
tebauförderung, die jährlich im Bundeshaushalt beschlossen wird. Daher 
kann zum jetzigen Zeitpunkt keine Angabe gemacht werden, ob und in 
welcher Höhe Städtebaufördermittel zur Verfügung stehen werden. Ge-
mäß Baugesetzbuch sollen städtebauliche Sanierungsmaßnahmen zügig 
durchgeführt werden, also innerhalb eines Zeitraumes von 15 Jahren.

An dieser Stelle weisen wir darauf hin, dass vor allem bei Aufwertungs-
maßnahmen im öffentlichen Straßenraum nicht alle Kosten von ROB als 
förderfähig anerkannt werden. Es sind grundsätzlich nur die Kosten förder-
fähig, die zu einem städtebaulichen Mehrwert und zur Behebung städte-
baulicher Missstände beitragen. Dabei sind insbesondere die Maßnahmen-
teile förderfähig, die zum Erreichen einer hohen Qualität im Vergleich zu 
Standardausbauten beitragen. Von den als förderfähig anerkannten Kosten 
hat die Stadt mindestens 40% selbst zu tragen; sie erhält bis zu 60% der 
als förderfähig festgelegten Kosten erstattet. Die Förderung von Maßnah-



Rathaus Umschau
11.9.2025, Seite 21

men mit Städtebauförderungsmitteln setzt voraus, dass die Finanzierung 
zunächst im vollen Umfang, also zu 100% durch die Stadt nachweislich 
gesichert ist. Darüber hinaus geht dem Einsatz von Städtebauförderungs-
mitteln stets eine Förderung nach anderen Programmen vor. Eine Förde-
rung mit Städtebauförderungsmitteln setzt voraus, dass die Kosten nicht 
anderweitig gedeckt werden können, insbesondere durch die Finanzhilfen 
anderer öffentlicher Haushalte (Subsidiaritätsprinzip). Denn grundsätzlich 
kommen auch weitere Fördermittel in Betracht.“

Frage 3:
Gibt es möglicherweise bereits konkrete zeitliche Planungen zur Sanierung 
und Neugestaltung der Tegernseer Landstraße Nord?

Antwort:
Das Mobilitätsreferat teilt dazu Folgendes mit:
Konkrete zeitliche Planungen zur Sanierung und Neugestaltung der Tegern-
seer Landstraße Nord liegen zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht vor. Mit 
Einbringung der o.g. Beschlussvorlage in den Stadtrat in 2026 soll das Pro-
jekt an das Baureferat übergeben werden.

Frage 4:
Sind ggf. bereits Vergabeverfahren für die Umsetzung der Sanierung und 
Neugestaltung der Tegernseer Landstraße Nord in Vorbereitung einer Aus-
schreibung oder sogar schon erfolgt?

Antwort:
Das Mobilitätsreferat teilt dazu Folgendes mit: 
Es laufen derzeit noch keine Vergabeverfahren, da zunächst die Einbrin-
gung der o.g. Beschlussvorlage im Stadtrat und damit die Übergabe an das 
Baureferat geplant ist.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Umgang mit Rechtsextremismus in öffentlichen Bädern
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas 
Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
16.5.2025

Antwort Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

in Ihrer Anfrage vom 16.5.2025 führten Sie als Begründung aus:
„Wie Medienberichten zu entnehmen war, kam es Ende April zu einem 
Vorfall im Westbad. Eine Familie bemerkte ein Hakenkreuz-Tattoo auf dem 
Körper eines Mannes und zeigte Zivilcourage, indem sie das Personal der 
Stadtwerke München (SWM) auf das verfassungswidrige Symbol auf-
merksam machte, damit der Nazi des Schwimmbades verwiesen wird. 
Obwohl die Badeordnung der SWM rechtsextreme Tätowierungen nicht 
gestattet, und die Gäste mehrmals darauf aufmerksam machten, wurde 
das Schwimmbad-Personal nicht tätig, sodass die Familie selbst die Polizei 
rufen musste. Im Zuge des gesamtgesellschaftlichen Rechtsrucks ist damit 
zu rechnen, dass sich solche Vorfälle auch in Zukunft ereignen werden.“

Wir haben die M-Bäder um Stellungnahme zu Ihrer StR-Anfrage gebeten 
und daraufhin folgende Rückmeldung erhalten:

Vorbemerkung der M-Bäder:
„Selbstverständlich nehmen wir diese Thematik sehr ernst und versichern, 
dass die Münchner Bäder in Bezug auf rechtsextremistische Vorfälle in 
unseren Einrichtungen eine Nulltoleranzpolitik leben. Dies ist in unserer 
Haus- und Badeordnung verankert und alle Mitarbeiter*innen werden darin 
regelmäßig unterwiesen und sind mit dem Vorgehen vertraut.

Hier heißt es u.a. in „Teil II Öffnungszeiten und Zutritt“, Absatz 3: „Der Zu-
tritt ist u.a. nicht gestattet: … Personen, die Kennzeichen oder Symbole 
(z.B. auf Kleidungsstücken oder als Tattoos) mitführen oder tragen, deren 
Symbolik, Herstellung oder Vertrieb nach allgemein anerkannter Ansicht im 
rechtsextremen Umfeld anzusiedeln sind.“

Uns ist bewusst, dass unser*e Mitarbeiter*in dieser Situation leider falsch 
eingeschätzt und auch falsch gehandelt hat. Dieses Verhalten entspricht 
nicht unserer Haus- und Badeordnung sowie unseren Richtlinien, daher ha-
ben wir inzwischen den Sachverhalt gemeinsam aufgearbeitet und sicher-
gestellt, dass unsere Mitarbeiter*innen künftig korrekt handeln.“

Ihre Fragen haben die M-Bäder wie folgt beantwortet:
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Frage 1:
Wieso wurde im Westbad am 21. April der Artikel II, Punkt 3, nicht ange-
wandt?

Antwort:
„Zum Zeitpunkt des Eintritts war das Tattoo nicht zu erkennen bzw. sicht-
bar, sodass der Eintritt nicht direkt im Vorfeld des Besuchs verwehrt wer-
den konnte. Unser*e Mitarbeiter*in hat den Kunden auf das genannte 
Tattoo angesprochen, nachdem er*sie darüber informiert wurde. Der Herr 
hat das Tattoo auf Anweisung unseres Mitarbeiters*/unserer Mitarbeiterin* 
sofort abgedeckt, sodass es nicht mehr sichtbar war. Da er weder Deutsch 
noch Englisch gesprochen hat, war darüber hinaus eine Verständigung 
nicht möglich. Da der Kunde zu keiner Zeit aggressiv oder unkooperativ 
gewesen ist, hat sich unser*e Mitarbeiter*in entschieden, von einem Bad-
verweis abzusehen.“

Frage 2:
Wer trägt in einem solchen Fall die Verantwortung für einen Ausschluss 
aus den Räumlichkeiten? Muss die Schichtleitung aktiv werden?

Antwort:
„Die Mitarbeiter*innen der M-Bäder, insbesondere die Badmanager, sowie 
die diensthabende Schichtleitung üben das Hausrecht gegenüber den Ba-
degästen aus. Sie können bei groben, wiederholten Verstößen oder unein-
sichtigen, aggressiven Badegästen vom Hausrecht Gebrauch machen.“

Frage 3:
Ist das Personal angewiesen, selbst für einen Ausschluss zu sorgen, oder 
ist es angewiesen die Polizei zu informieren?

Antwort:
„Der Zuzug der Polizei hängt von der Art und Heftigkeit des Verstoßes ab. 
In der Regel setzen die verantwortlichen Mitarbeiter*innen das Hausrecht 
und das Einhalten der Haus- und Badeordnung um. Wenn dies nach mehr-
facher Aufforderung nicht gelingt, erfolgt das Hinzuziehen der Polizei.“

Frage 4:
Gibt es ein Konzept bei den SWM, wie das Personal in solchen Fällen han-
deln soll?
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Antwort:
„Antwort siehe Frage 3 und eingangs beschriebene Unterweisungen zur 
Haus- und Badeordnung.“

Frage 5:
Werden Beschäftigte der München Bäder in irgendeiner Weise geschult, 
beziehungsweise auf solche Situationen vorbereitet?

Antwort:
„Es werden regelmäßige Schulungen mit unseren Mitarbeiter*innen 
durchgeführt, die neben Punkten wie Kommunikation und Deeskalation 
auch das Handeln bei Verstößen gegen unsere Haus- und Badeordnung 
enthalten. Darüber hinaus ist die Fachstelle für Demokratie bezüglich 
zusätzlicher Schulungen mit konkretem Fokus auf Sensibilisierung der 
Mitarbeiter*innen und den Umgang mit Diskriminierungen auf uns zuge-
kommen. Gemeinsam erarbeiten wir derzeit ein Schulungskonzept in Form 
einer verpflichtenden Fortbildung aller Schichtleiter*innen der Bäder.“

Frage 6:
Gedenkt die SWM angesichts des wachsenden Rechtsextremismus wei-
tere Schritte einzuleiten, um in Situationen wie der oben beschriebenen 
schnell und einfach handeln zu können?

Antwort:
„Die bisherige Handlungsweise hat sich grundsätzlich bewährt. Wir befin-
den uns zusätzlich im Austausch mit der Fachstelle für Demokratie, um 
ergänzende Maßnahmen zu besprechen.“

Ich hoffe, dass ich Ihre Fragen hiermit zufriedenstellend beantworten 
konnte.
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Anträge und Anfragen  
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Bauvorhaben Lindenschmitstraße 25: Prüfung der Baugenehmigung und 
besserer Baumschutz im Baugesetzbuch 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, Ursu-
la Harper, Angelika Pilz-Strasser, Florian Schönemann, Christian Smolka, Sibylle 
Stöhr und Sebastian Weisenburger (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) 
 
Alte Akademie: Was passiert mit den Arkaden? 
Anfrage Stadträte Dirk Höpner und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) 
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum I – Kommunalen Wohnungsbau 
stärken 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke/Die PARTEI Stadtratsfraktion) 
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum II – Sozialgerechte Bodennutzung 
neu ausrichten 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke/Die PARTEI Stadtratsfraktion) 
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum III – SoBoN weiterentwickeln:  
Reduzierung der Kosten in den „ursächlichen Bedarfen“ der sozialen Inf-
rastruktur 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke/Die PARTEI Stadtratsfraktion) 

 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum IV – Städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahmen absichern 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke/Die PARTEI Stadtratsfraktion) 
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum V – Wohnungen mit auslaufen-
den Bindungen rekommunalisieren 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke/Die PARTEI Stadtratsfraktion) 
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Rettungsprogramm sozialer Wohnraum VI – Belegrechte reformieren, 
dauerhaft gebundenen Wohnraum sichern 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke/Die PARTEI Stadtratsfraktion) 
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum VII – Modernisierungen mit Sozi-
albindungen verknüpfen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke/Die PARTEI Stadtratsfraktion) 
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum VIII – Mietenstopp bei der Mün- 
chner Wohnen sozial gestalten 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lechner und 
Brigitte Wolf (Die Linke/Die PARTEI Stadtratsfraktion) 
 
 



11.09.2025
Herrn 
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

Bauvorhaben Lindenschmitstraße 25: Prüfung der Baugenehmigung und besserer 
Baumschutz im Baugesetzbuch 

Antrag

1. Der Oberbürgermeister weist  die Lokalbaukommission an, den Neubau von drei 
Stadthäusern  im Rückteil  des  Innenhofs  Lindenschmitstr.  25,  Fl.Nr.  10657/6  zu 
überprüfen. 

2. Die  Untere  Naturschutzbehörde  (UNB)  wird  aufgefordert,  den  Baumbestand  im 
Hinterhof aus landeskundlichen Gründen als Naturdenkmal auszuweisen.

3. Der Oberbürgermeister wird dringend gebeten, sich über den Deutschen Städtetag 
dafür einzusetzen, dass der Schutz von Bäumen und Grün im Baugesetzbuch endlich 
den  rechtlichen  Status  erhält,  der  zwingend  notwendig  ist,  um 
Klimaanpassungsmaßnahmen nicht nur beschließen, sondern auch umsetzen zu 
können.

Begründung:
Der geplante Neubau im Hinterhof der Lindenschmitstraße 25 wurde ohne Zuwegung 
genehmigt. Die Zuwegung wurde bislang planerisch nicht dargestellt. Für eine zwingend 
notwendige Zuwegung müssten Eingriffe in das denkmalgeschützte Bestandsgebäude 
erfolgen. 

Zudem ist nicht ersichtlich, wie der Brandschutz generell bei einer Hinterhofbebauung 
sichergestellt werden kann. Unklar ist außerdem, welches Gebäude als Bezugsgebäude 
nach §34  Bauen im Innenbereich herangezogen und welcher  Quartiersumgriff  gewählt 
wurde. 

Die Grünen/Rosa Liste/Volt, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620
www.gruene-fraktion-muenchen.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de



Die UNB sollte daher bis zum Abschluss der Überprüfung der Baugenehmigung keine 
Fällung von Bäumen genehmigen und den Baumbestand im Hinterhof in seiner Gesamtheit 
als Naturdenkmal ausweisen.

Nach aktueller Rechtslage steht Baurecht immer noch über dem Baumschutz. Der Erhalt 
von  großen  Bäumen  mit  hohen  Grünvolumen  ist  die  wirksamste 
Klimaanpassungsmaßnahme.  Die  Genehmigungsbehörden  der  Kommunen  brauchen 
daher endlich eine klare rechtliche Handhabe, den auch für das Gemeinwohl wichtige und 
wertvollen Baumbestand erhalten zu können.   

Fraktion Die Grünen/Rosa Liste/Volt
Initiative:
Sibylle Stöhr
Anja Berger
Mona Fuchs
Paul Bickelbacher
Angelika Pilz-Strasser
Sebastian Weisenburger
Ursula Harper
Florian Schönemann
Christian Smolka

       Mitglieder des Stadtrates

Die Grünen/Rosa Liste/Volt, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620
www.gruene-fraktion-muenchen.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de



Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muechen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
 
 
 
 
 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 11.09.2025 
Anfrage: 
Alte Akademie: Was passiert mit den Arkaden? 
 
Aus der Presse war zu entnehmen, dass der Freistaat Bayern die Immobilie „Alte 
Akademie“ nicht mehr im Erbbaurecht vergibt, sondern an Investoren endgültig 
verkauft. Sollte dies zutreffen, ergeben sich für die Landeshauptstadt München 
wichtige Fragen. Dies betrifft vor allem die damals lebhaft diskutierte Reduzierung 
der Arkaden.  
 
Darum fragen wir den Oberbürgermeister: 
  

1. Wurde seinerzeit im Zuge des Bebauungsplanverfahrens der vom damaligen 
Investor vorgeschlagene städtebauliche Vertrag zur Nutzung, Umbau und 
Reduzierung der Arkaden beurkundet? 

2. Wenn ja, ist der städtebauliche Vertrag auch nach der Insolvenz des 
Erbbaurechtnehmers weiter gültig? 

3. Wenn ja, gilt dieser Vertrag auch für die neuen Eigentümer (Abschnitt IV 
städtebaulicher Vertrag, Anlage 4 Bebauungsplan, Weitergabeverpflichtung), 
auch wenn diese die Immobilie nicht im Erbbaurecht übernehmen, sondern 
endgültig kaufen? 

4. Muss im Fall eines Wechsels von Erbbaurecht zu endgültigem Verkauf ein 
neuer städtebaulicher Vertrag bezüglich der Arkaden zwischen der LHM und 
den potentiellen Eigentümern geschlossen werden? 

5. War die LHM in die Verhandlungen zwischen den neuen Investoren und dem 
Freistaat beteiligt? 

 
Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
Dirk Höpner, Stadtrat 



An den Oberbürgermeister 

Herr Dieter Reiter  

80331 München 

  

 
 

Stadtratsfraktion  

Die Linke / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 11. September 2025 

Antrag  
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum I – Kommunalen Wohnungsbau stärken 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, ein kommunales Sonderbauprogramm aufzulegen, das die 
städtische Wohnungsbaugesellschaft Münchner Wohnen finanziell und organisatorisch so ausstattet, 
dass jährlich mindestens 1.200 dauerhaft gebundene Wohnungen entstehen. Hierzu soll direkt bei der 
Münchner Wohnen eine Bürgeranleihe in Höhe von mindestens 500 Mio. € für die kommenden fünf 
Jahre aufgelegt werden. 
 
Begründung 
 
Der Bestand an Sozialwohnungen ist in München seit Jahrzehnten stark rückläufig. Während 1990 
noch rund 98.000 Sozialwohnungen zur Verfügung standen, sind es heute weniger als 50.000. 
Gleichzeitig nimmt die Zahl der wohnberechtigten Haushalte stetig zu: Im Jahr 2024 warten über das 
Registersystem beim Amt für Wohnen und Migration bereits 22.949 Haushalte mit rund 54.200 
Personen auf eine Sozialwohnung – bei einem Bestand, der kontinuierlich schrumpft, und jährlich 
rund 700 Wohnungen, die aus der Bindung fallen. 
 
Trotz erheblicher kommunaler Fördermittel in den vergangenen Jahren wurden die Zielzahlen im 
geförderten Wohnungsbau nicht erreicht. Die Schere zwischen wachsendem Bedarf und sinkendem 
Bestand öffnet sich dadurch immer weiter. Eine echte Trendwende lässt sich u.a. durch kommunalen 
Neubau erreichen. Dauerhaft gebundene Wohnungen können durch direkten kommunalen 
Wohnungsbau entstehen – in öffentlichem Eigentum und damit im Interesse der Münchner*innen. 
Eine Bürgeranleihe, die unmittelbar von der Münchner Wohnen aufgelegt wird, stärkt zusätzlich die 
Eigenständigkeit der städtischen Wohnungsbaugesellschaft, sorgt für eine transparente und 
bürgernahe Finanzierung und bindet die Stadtgesellschaft aktiv in die Lösung der Wohnungsfrage ein. 
 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 

Gezeichnet:  

Stadträtin Marie Burneleit   

Stadträtin Brigitte Wolf 

Stadtrat Thomas Lechner  
 



An den Oberbürgermeister 

Herr Dieter Reiter  

80331 München 

  

 
 

Stadtratsfraktion  

Die Linke / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 11. September 2025 

Antrag  
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum II – Sozialgerechte Bodennutzung neu ausrichten 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Sozialgerechte Bodennutzung (SoBoN) so zu novellieren, dass 
künftig mindestens 50 % der Flächen neuer Baugrundstücke an die Stadt übertragen werden. Diese 
Flächen sind ausschließlich für den Bau von dauerhaft gebundenem Wohnraum durch die städtische 
Wohnungsbaugesellschaft, Genossenschaften und Mietshäuser Syndikate zu verwenden. 
 
Begründung 
 
Die aktuelle Ausgestaltung der SoBoN führt nicht zu einer spürbaren Ausweitung des sozialen 
Wohnungsbestandes. Nur noch 5,8 % aller Wohnungen in München sind gebunden – ein Wert, der 
angesichts der Wohnungsnot viel zu niedrig ist. Gleichzeitig treiben die enorm gestiegenen 
Bodenpreise die soziale Spaltung in der Stadt weiter voran. 
 
Eine konsequente Neuorientierung der SoBoN hin zum aktiven Flächenerwerb durch die Stadt ist 
daher unabdingbar, um Bodenspekulation zu stoppen und dauerhaft preisgünstigen Wohnraum zu 
sichern. Vorbild kann hier das Münsteraner Modell sein: Dort werden große Teile der neu 
ausgewiesenen Flächen von der Stadt erworben, preisgedämpft weitervergeben und gezielt für den 
Bau von bezahlbaren Wohnungen zur Verfügung gestellt. Dieses Vorgehen sorgt dafür, dass die 
Kommune langfristig die Steuerungshoheit über die Entwicklung neuer Quartiere behält und 
dauerhaft günstige Mieten garantiert werden können. 
 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 

Gezeichnet:  

Stadträtin Marie Burneleit   

Stadträtin Brigitte Wolf 

Stadtrat Thomas Lechner  
 



An den Oberbürgermeister 

Herr Dieter Reiter  

80331 München 

  

 
 

Stadtratsfraktion  

Die Linke / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 11. September 2025 

Antrag  
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum III – SoBoN weiterentwickeln: Reduzierung der Kosten in 
den „ursächlichen Bedarfen“ der sozialen Infrastruktur  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Sozialgerechte Bodennutzung (SoBoN) so weiterzuentwickeln, 
dass sich die Beiträge der Grundstückseigentümer bzw. Erwerber bei der Herstellung der ursächlichen 
sozialen Infrastruktur künftig ausschließlich nach dem tatsächlich entstehenden Bedarf bemessen. 
Die bisherige Wahlmöglichkeit zwischen verschiedenen Berechnungsmodellen entfällt. Stattdessen 
erfolgt insbesondere im Bereich der Kitas ausschließlich über die sogenannte Spitzabrechnung. Bei 
der übrigen sozialen Infrastruktur (insb. Grundschulen und Nachbarschaftstreffs) wird die Verwaltung 
beauftragt einen Vorschlag zu entwickeln.  
 
Begründung 
 
Die „ursächlichen Bedarfe“ im Rahmen der SoBoN umfassen Kosten, die durch die Schaffung neuer 
Baurechte entstehen und derzeit im Bereich der Herstellung der sozialen Infrastruktur i.d.R. anteilig 
von der Stadt getragen werden müssen. Dazu zählen insbesondere Aufwendungen für die Herstellung 
der Kitas Grundschulen. In der aktuellen Ausgestaltung führt dies jedoch dazu, dass die Stadt 
erhebliche Kostenanteile übernimmt, obwohl diese durch die Bautätigkeit unmittelbar verursacht 
werden. 
 
Angesichts der angespannten Haushaltslage der Landeshauptstadt ist es dringend erforderlich, die 
Kostenlast gerechter zu verteilen und die öffentliche Hand zu entlasten. Mit der Umstellung auf eine 
Spitzabrechnung wird sichergestellt, dass die Beiträge der Investoren und Eigentümer*innen exakt an 
den durch ihre Projekte entstehenden Bedarf gekoppelt sind. Dies schafft Transparenz, vermeidet 
pauschale Quersubventionierungen zulasten der Stadt und stärkt die finanzielle Handlungsfähigkeit 
für den dringend benötigten Ausbau des sozialen Wohnungsbaus. 
 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 

Gezeichnet:  

Stadträtin Marie Burneleit   



Stadtratsfraktion  

Die Linke / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

Stadträtin Brigitte Wolf 

Stadtrat Thomas Lechner  
 



An den Oberbürgermeister 

Herr Dieter Reiter  

80331 München 

  

 
 

Stadtratsfraktion  

Die Linke / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 11. September 2025 

Antrag  
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum IV – Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen absichern 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der Stadtsparkasse ein Finanzierungs- und 
Erwerbsmodell zu entwickeln, bei dem die Stadtsparkasse im Auftrag der Stadt München Flächen in 
den Entwicklungsgebieten sichert. Diese Flächen sollen anschließend für den Bau von dauerhaft 
gebundenem, kommunalem und genossenschaftlichem Wohnungsbau zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
Begründung 
 
Die Sicherung von Boden ist die zentrale Voraussetzung für eine wirksame soziale Wohnungspolitik. 
Ohne Flächen in öffentlicher Hand verliert die Stadt ihre Steuerungsmöglichkeiten und ist steigenden 
Grundstückspreisen sowie der Bodenspekulation ausgeliefert. Die Städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahmen (SEM) im Münchner Norden und Nordosten sind deshalb von strategischer 
Bedeutung für die langfristige Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. 
 
Für die SEM Nord hat unsere Fraktion bereits einen Antrag zum Erlass einer neuen 
Vorkaufsrechtssatzung gestellt. In der SEM Nordost besteht weiterhin eine gültige 
Vorkaufsrechtssatzung. Beide Instrumente bilden die Grundlage für ein aktives kommunales 
Bodenmanagement. Entscheidend ist nun jedoch, dass die Stadt auch finanziell in die Lage versetzt 
wird, Flächen tatsächlich zu erwerben. 
 
Hier kann die Stadtsparkasse München eine zentrale Rolle übernehmen. Nach dem Vorbild von 
Freiburg könnte die Stadtsparkasse Grundstücke in den Entwicklungsgebieten ankaufen, 
treuhänderisch halten und anschließend gemeinsam mit der städtischen Wohnungsbaugesellschaft, 
Genossenschaften und Mietshäusersyndikaten entwickeln. Dieses Modell verbindet die finanzielle 
Stärke der Stadtsparkasse mit den wohnungspolitischen Zielen der Stadt und ermöglicht eine 
langfristige Sicherung bezahlbaren Wohnraums. 
 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 

Gezeichnet:  

Stadträtin Marie Burneleit   
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Antrag  
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum V – Wohnungen mit auslaufenden Bindungen 
rekommunalisieren  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, ein Programm zur systematischen Rekommunalisierung von 
Wohnungen mit auslaufenden Sozialbindungen aufzulegen. Die Ankäufe sollen unmittelbar über die 
städtische Wohnungsbaugesellschaft Münchner Wohnen erfolgen. Zudem wird die Verwaltung 
beauftragt, die Einrichtung eines Stiftungsmodells zu prüfen, mit dem die Finanzierung von Ankäufen 
langfristig abgesichert und gleichzeitig die Investitionsfähigkeit der Münchner Wohnen erhalten 
werden kann. 
 
Begründung 
 
Jährlich fallen in München rund 700 Wohnungen aus der Sozialbindung. Für die betroffenen Haushalte 
bedeutet dies oftmals drastische Mietsteigerungen oder sogar Kündigungen wegen Eigenbedarfs. 
Ohne entschlossenes Handeln rollt auf die Stadt eine massive Verdrängungswelle zu, die 
insbesondere Haushalte mit niedrigen Einkommen hart trifft und soziale Strukturen in ganzen 
Stadtteilen gefährdet. 
Die Rekommunalisierung dieser Bestände ist der wirksamste Weg, um dauerhaft bezahlbaren 
Wohnraum zu sichern. Wohnungen, die in den Bestand der Münchner Wohnen übergehen, können 
auch nach Ablauf der bisherigen Bindungen weiterhin nach sozialen Kriterien bewirtschaftet werden. 
Damit werden Mieter*innen geschützt und langfristig stabile Nachbarschaften gestärkt. 
 
Wesentlich ist dabei, dass die Ankäufe nicht zu spekulativen Preisen erfolgen, sondern sich am 
sozialen Ertragswert orientieren – also an dem Mietpreis, der tatsächlich erwirtschaftet werden kann. 
Nur so lassen sich überhöhte Kaufpreise vermeiden, die die kommunale Handlungsfähigkeit 
schwächen würden. 
Ein Stiftungsmodell kann darüber hinaus dazu beitragen, die für Ankäufe notwendigen Mittel 
bereitzustellen, ohne die Investitionsfähigkeit der Münchner Wohnen in Neubau und Sanierung zu 
gefährden. Gleichzeitig bietet es die Möglichkeit, zivilgesellschaftliche und private Beiträge zur 
Sicherung von Sozialwohnungen zu bündeln. 
 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 
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Antrag  
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum VI – Belegrechte reformieren, dauerhaft gebundenen 
Wohnraum sichern 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, das Programm „Soziales Vermieten leicht gemacht“ grundlegend zu 
reformieren. Öffentliche Mittel für den Ankauf von Belegungsbindungen sollen künftig ausschließlich 
an gemeinwohlorientierte Akteure wie Genossenschaften und das Mietshäuser-Syndikat vergeben 
werden. Ziel ist, dass die eingesetzten städtischen Gelder nicht länger für zeitlich befristete 
Bindungen ausgegeben werden, sondern dauerhaft für sozialen, mietgebundenen Wohnraum 
wirksam sind. 
 
Begründung 
 
Die bisherige Praxis führt dazu, dass vor allem große Immobilienkonzerne von öffentlichen Mitteln 
profitieren. Zwar werden für einen begrenzten Zeitraum Belegungsbindungen erkauft, nach deren 
Ablauf fallen die Wohnungen jedoch wieder in den freien Markt zurück – oftmals mit drastischen 
Mieterhöhungen. Das bedeutet, dass die Stadt erhebliche Summen einsetzt, ohne den Bestand an 
dauerhaft bezahlbarem Wohnraum tatsächlich zu vergrößern. 
 
Gemeinwohlorientierte Akteure wie Genossenschaften oder Mietshäuser Syndikate hingegen sichern 
Wohnungen dauerhaft der Spekulation. Ihre Modelle beruhen auf demokratischer Verwaltung, 
langfristiger Mietpreisbindung und sozialer Verantwortung. Werden städtische Mittel gezielt auf diese 
Akteure ausgerichtet, bedeutet das: Jeder Euro, den die Stadt einsetzt, schafft dauerhafte 
Mietpreisbindungen und schützt Bewohner*innen langfristig vor Verdrängung. 
 
Eine Reform des Belegrechtsprogramms nach diesen Prinzipien sorgt dafür, dass die öffentlichen 
Gelder nicht länger nur eine zeitweilige Entlastung schaffen, sondern einen nachhaltigen Beitrag zum 
Aufbau eines dauerhaft gebundenen, gemeinwohlorientierten Wohnungsbestands leisten. 
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Antrag  
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum VII – Modernisierungen mit Sozialbindungen verknüpfen 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, das Förderprogramm „Klimaneutrale Gebäude“ (FKG) ab dem 
Haushalt 2026 so weiterzuentwickeln, dass energetische Modernisierungen von Wohngebäuden 
unmittelbar an die Schaffung oder Verlängerung von Sozialbindungen gekoppelt werden. 
 
Begründung 
 
Energetische Sanierungen sind dringend notwendig, um die Klimaziele der Stadt zu erreichen und 
langfristig die Betriebskosten für Mieter*innen zu senken. Ohne gezielte soziale Steuerung bergen 
solche Maßnahmen jedoch die Gefahr massiver Mietsteigerungen, die besonders Haushalte mit 
niedrigem Einkommen stark belasten oder gar zur Verdrängung führen können. 
Durch die verbindliche Kopplung von energetischer Modernisierung mit der Schaffung oder 
Verlängerung von Sozialbindungen entsteht ein doppelter Nutzen: 
 

1. Klimaschutz: Die Wohngebäude werden energieeffizient saniert, CO₂-Emissionen gesenkt 
und Heizkosten für die Mieter*innen dauerhaft reduziert. 

2. Soziale Absicherung: Gleichzeitig werden die Wohnungen langfristig bezahlbar gehalten, 
Mieter*innen vor Verdrängung geschützt und die soziale Durchmischung in den Quartieren 
gestärkt. 

 
Vor dem Hintergrund der zunehmenden sozialen Spaltung in München ist es besonders wichtig, dass 
öffentliche Fördermittel nicht kurzfristig wirken, sondern dauerhaft sozialen Wohnraum sichern. Nur 
durch die Verbindung von ökologischen und sozialen Maßnahmen können die Klimaziele mit sozialer 
Gerechtigkeit in Einklang gebracht werden und ein nachhaltiger, bezahlbarer Wohnungsbestand 
entstehen. 
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Antrag  
 
Rettungsprogramm sozialer Wohnraum VIII – Mietenstopp bei der Münchner Wohnen sozial 
gestalten 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den bestehenden Mietenstopp bei der Münchner Wohnen so zu 
überarbeiten, dass keine Mieter*in und kein Mieter mehr als 30 % des Haushaltseinkommens für die 
Warmmiete aufbringen muss. Dabei soll berücksichtigt werden, dass sich die 30 %-Grenze im 
Lebensverlauf ändern kann, etwa wenn Menschen in Rente gehen oder erwerbslos werden. 
 
Begründung 
 
Seit 2019 gilt ein Mietenstopp bei der Münchner Wohnen. Während einkommensstarke Haushalte nur 
wenig auf den Mietenstopp angewiesen sind, sind Menschen mit niedrigen Einkommen dringend auf 
bezahlbare Mieten angewiesen, da sie sonst in existenzielle Notlagen geraten. Besonders betroffen 
sind Menschen mit geringem Einkommen, Rentner*innen oder Erwerbslose, die nur ein begrenztes 
Budget für ihre Wohnkosten haben. 
 
Zudem hat der seit 2019 bestehende Mietenstopp zur Folge, dass die tatsächlich gezahlten Mieten bei 
der Münchner Wohnen nicht mehr in den Mietspiegel einfließen. Dadurch verliert die Regelung einen 
Teil ihrer Wirkung für die gesamte Stadt, da der Mietspiegel nur durch veränderte Mieten aktualisiert 
wird und somit die Steuerungsfunktion eingeschränkt ist. 
 
Eine einkommensabhängige Begrenzung auf 30 % des Haushaltseinkommens stellt sicher, dass die 
Schutzwirkung dynamisch und lebenslagenbezogen wirkt: Wenn Menschen in Rente gehen, 
erwerbslos werden oder sich ihre Einkommenssituation anderweitig verschlechtert, bleibt die 
Mietbelastung tragbar. Gleichzeitig schafft diese Anpassung Investitionsspielräume für die Münchner 
Wohnen, die dringend für Sanierungen genutzt werden müssen, um den Bestand an dauerhaft 
gebundenen Wohnungen auch zu erhalten. 
 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
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Donnerstag, 11. September 2025 
 

 
Energie-Sprechstunde im Seniorenbeirat 
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Bus-Umleitungen wegen Veranstaltung „Corso Leopold" 
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Einschränkungen wegen einer Demonstration im Bereich 
Maxvorstadt/Schwabing-West 
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Falsche Wimpern, Lippenstift und Glück Jubiläumsmoden- 
schau bei der MÜNCHENSTIFT 
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Energiesparberatung für Geringverdiener*innen 

Energie-Sprechstunde im Seniorenbeirat 
 

(11.9.2025) Bei Senior*innen zählt oft jeder Cent. Energiekosten 

können schnell zu einer Belastung werden. Gemeinsam mit dem 

Seniorenbeirat unterstützen die Stadtwerke München Menschen 

über 60 mit einem besonderen Service:  

 

Jeden dritten Montag im Monat bieten die SWM in den Räu-

men des Seniorenbeirats (Burgstr. 4, Raum 103) eine kos-

tenfreie Energie-Sprechstunde an. Die nächste findet am 

Montag, 15. September, von 10 bis 12 Uhr statt.  

 

Vertrauen schaffen für die Energieberatung zuhause 

Die Energie-Sprechstunde dient als individueller Erstkontakt für 

die eigentliche Energieberatung vor Ort: Die Senior*innen erhal-

ten Informationen zum Inhalt und Ablauf der Beratung. Außer-

dem wird der konkrete Beratungstermin vereinbart. Der Bera-

tungsservice für Geringverdiener*innen richtet sich an Münchner 

Haushalte mit geringem Einkommen, an Bezieher von Grundsi-

cherung sowie an Menschen mit niedrigen Arbeits- oder Alters-

einkünften. 

 

Ablauf der Energieberatung  

Ein verändertes Verhalten hat direkten Einfluss auf die Höhe der 

Energiekosten. Hier setzt die Beratung an: Die Energieberater 

spüren im Haushalt Schwachstellen auf, analysieren Verbrauchs-

gewohnheiten und führen eine Tarifberatung durch. Das Bera-

tungsgespräch dauert etwa 1 bis 1,5 Stunden. Als Starthilfe gibt 

es ein Energie-Sparpaket mit zwei LED-Leuchtmitteln, Steckdo-

senleiste, Perlator und Kühlschrankthermometer. 

 

Mehr Informationen und Kontakt: www.swm.de/energieberatung  

http://www.swm.de/
https://twitter.com/SWM_Muenchen
https://www.facebook.com/StadtwerkeMuenchen
https://www.swm.de/energiesparen/geringverdiener-service#:~:text=Jeden%20dritten%20Montag%20im%20Monat,die%20kostenfreie%20Energie%2DSprechstunde%20an.
https://www.swm.de/privatkunden/energieberatung.html
http://www.swm.de/energieberatung
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Falsche Wimpern, Lippenstift und Glück 
Jubiläumsmodenschau bei der MÜNCHENSTIFT  
 

Am 9. September haben 16 Seniorenmodels zwischen 51 und 92 Jahren im 
MÜNCHENSTIFT-Haus Heilig Geist gezeigt: Schönheit kennt kein Alter. Heuer fand die 
Show zum zehnten Mal statt – ein runder Geburtstag unter dem Motto „Walk in the 
City“.  

„Hinter den Kulissen waren wir alle wieder Mädels“, sagt MÜNCHENSTIFT-Mitarbeiterin Ruth 
Maria Funke über die Vorbereitungen zur Modenschau im MÜNCHENSTIFT-Haus Heilig Geist. 
„Wir haben falsche Wimpern und Lippenstifte ausprobiert und Schmuck getauscht. Das 
Aufstylen vor der Show und der große Auftritt auf dem Laufsteg – das hat uns alle für ein paar 
Minuten wirklich sehr glücklich gemacht.“ Eigentlich koordiniert Funke die Belegung 
MÜNCHENSTIFT – an diesem Tag aber hatte auch sie ihren großen Auftritt im glitzernden 
gelben Abendkleid. Zusammen mit den 16 Models an diesem Tag – Mitarbeitende, Angehörige 
und Bewohner:innen der MÜNCHENSTIFT, die jüngste 51, die älteste 92 – hat sie sich an 
diesem besonderen Tag in Schale geworfen.  

Die Modenschau im MÜNCHENSTIFT-Haus Heilig Geist ist eine Institution: Bereits zum 
zehnten Mal fand das Defilee am Dom-Pedro-Platz am vergangenen Dienstag statt. Wie jedes 
Jahr hat MÜNCHENSTIFT-Mitarbeiterin Sabine Herbrich die Show organisiert. 
 

Motto, Models, Moderation  

Normalerweise leitet Herbrich die Tagespflege Neuhausen bei der MÜNCHENSTIFT und sorgt 
dort  jeden Tag aufs Neue dafür, dass pflegebedürftige Senior:innen einen strukturierten und 
abwechslungsreichen Alltag erleben – ebenso wie ihre Kollegin Zdravka Preis, die sich in der 
Hausinternen Tagesbetreuung (HIT), einem vom Sozialreferat der Landeshauptstadt München 
bezuschussten Angebot,  um individuelle Beschäftigungsangebote wie Yoga oder gemeinsame 
Musiknachmittage für Bewohner:innen aus der stationären Langzeitpflege kümmert. 

Für Sabine Herbrich und Zdravka Preis ist die Show ein echtes Highlight, dessen Organisation 
weit über „Dienst nach Vorschrift“ hinaus geht. „Die Vorbereitungen dauern mehrere Wochen“, 
erzählt Herbrich. „Ich überlege mir ein Motto, suche die Models, schreibe die Moderationen, 
kümmere mich um die Musik und wähle die Outfits aus.“  

Für die anstehende Modenshow hat Preis in der HIT zwei Models, 88 und 78 Jahre alt, 
gefunden. „Ich habe die Bewohner:innen angesprochen, bei denen ich das Gefühl hatte, dass 
sie Lust darauf haben“, sagt sie. Bei der Veranstaltung begleitet sie die beiden Damen, hält sich 
aber im Hintergrund: „Ich bin da, um Sicherheit zu geben. Das Wichtigste ist, dass es allen gut 
geht – und dass alle Spaß haben.“  
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Es ist nie zu spät, ein Model zu sein – auch mit über 90 nicht: Eine MÜNCHENSTIFT-Bewohnerin (l.)  
bei ihrem Auftritt an der Seite von Sabine Herbrich (r.), die die Modenshow organisiert hat.  
Bild: MÜNCHENSTIFT/Astrid Schmidhuber  

 
Strahlend beim Walk in the City – ein MÜNCHENSTIFT-Model auf dem Laufsteg.  
Bild: MÜNCHENSTIFT/Astrid Schmidhuber 

 

Kontakt:  

Anna Schmid  
Pressesprecherin  
 
presse@muenchenstift.de  
+49 89 62020 340 

 

MÜNCHENSTIFT - Zugewandte Pflege und Wohnen im Alter in unserer Stadt 

Die MÜNCHENSTIFT ist eine gemeinnützige Gesellschaft und hundertprozentige Tochter der 
Stadt München. Mit neun Alten- und Pflegeheimen, fünf Seniorenwohnheimen, fünf 
Stützpunkten des Ambulanten Pflegedienstes sowie drei Tagespflegeeinrichtungen ist sie die 
größte Dienstleisterin für Senior:innen in München. Mit der Offenlegung der Prüfberichte 
schafft die MÜNCHENSTIFT Transparenz und Vertrauen in die Qualität ihrer Pflege- und 
Betreuungsleistungen. Aktuell ist die MÜNCHENSTIFT Arbeitgeberin für ca. 2.100 
Mitarbeiter:innen.  

www.muenchenstift.de 
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